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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 415/05 B 

 

 

 
.............................................., 
 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ............................................................. 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Mai 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e    sowie die Richter   M ü t z e 

und   K r u s c h i n s k y  

beschlossen: 

 

Der Streitwert wird auf 15.000,00 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

In sozialgerichtlichen Verfahren, in denen in einem Rechtszug weder der Kläger noch der Be-

klagte zu den in § 183 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) genannten Personen gehören, werden 

nach § 197a Abs 1 Satz 1 Halbs 1 SGG Kosten nach den Vorschriften des Gerichtskostenge-

setzes (GKG) erhoben, wenn die Klage nach dem 1. Januar 2002 rechtshängig geworden ist 

(BSG SozR 3-2500 § 116 Nr 24). Da keiner der Beteiligten hier die Voraussetzungen des § 183 

SGG erfüllt, sind Kosten nach den Vorschriften des GKG zu erheben. 

 

Nach § 52 Abs 1 GKG in der ab 1. Juli 2004 geltenden Fassung des Art 1 des Kostenrechts-

modernisierungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl I 718), die hier gemäß § 72 Nr 1 GKG an-

zuwenden ist, weil die Beschwerde nach dem 1. Juli 2004 eingelegt worden ist, ist in Verfahren 

vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit der Streitwert, soweit nichts anderes bestimmt ist, 

nach der sich aus dem Antrag des Klägers für ihn ergebenden Bedeutung der Sache nach Er-

messen zu bestimmen. Betrifft der Antrag eine bezifferte Geldleistung oder einen hierauf ge-

richteten Verwaltungsakt, ist - bis zu einer Obergrenze von 2.500.000 Euro (§ 52 Abs 4 GKG) - 

deren Höhe maßgebend (§ 52 Abs 3 GKG). Bietet der Sach- und Streitstand für die Bestim-

mung des Streitwerts keine genügenden Anhaltspunkte, so ist gemäß § 52 Abs 2 GKG ein 

Streitwert von 5.000 Euro ("Auffangstreitwert") anzunehmen.  

 

Bei dem Streit über die richtige Veranlagung eines Unternehmens zu den im Gefahrtarif der 

Berufsgenossenschaft ausgewiesenen Gefahrklassen geht es um ein Berechnungselement für 

den während der Tarifzeit von maximal sechs Jahren zu entrichtenden Unfallversicherungsbei-

trag, ohne dass sich das damit verbundene wirtschaftliche Interesse des beitragspflichtigen 

Unternehmers betragsmäßig beziffern ließe. Der Senat orientiert sich bei derartigen Grund-

lagenentscheidungen, die für das Versicherungsverhältnis zwischen den Beteiligten längerfris-

tige Bedeutung haben, an dem zu erwartenden Jahresbeitrag bzw der zu erwartenden Beitrags-

differenz und legt je nach Streitgegenstand diesen Betrag oder ein Mehrfaches davon zugrunde. 

Wegen des erheblichen Gewichts solcher Entscheidungen darf dabei ein Mindestbetrag nicht 

unterschritten werden, dessen Höhe wiederum abhängig vom Streitgegenstand zu bestimmen 

ist. 

 

Für Zuständigkeitsstreitigkeiten, in denen es um die Mitgliedschaft bei einem bestimmten Unfall-

versicherungsträger geht, hat der Senat den Streitwert in Anwendung der genannten Grund-

sätze auf das Dreifache des bei dem bisherigen Unfallversicherungsträger angefallenen Jahres-

beitrags, mindestens jedoch den vierfachen Auffangstreitwert aus § 52 Abs 2 GKG 

(= 20.000 Euro) beziffert (Beschluss vom 28. Februar 2006 - B 2 U 31/05 R - zur Veröffentli-

chung in SozR vorgesehen). Der hier zu beurteilende Veranlagungsstreit hat für das betroffene 

Unternehmen zwar nicht dieselbe umfassende Bedeutung, ist wirtschaftlich gesehen aber 

ebenfalls von erheblichem Gewicht. Der Senat hält deshalb in Fortführung seiner Rechtspre-
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chung für derartige Fälle einen Streitwert in Höhe des Doppelten der streitigen Beitragsdifferenz, 

mindestens jedoch in Höhe des dreifachen Auffangstreitwertes (= 15.000 Euro) für angemes-

sen.  

 

Die Klägerin hat für das Umlagejahr 2001 einen auf der Grundlage der Gefahrklasse 8,0 be-

rechneten Beitrag von 9.830 Euro entrichtet. Bei Zugrundelegung der von ihr beantragten Ein-

stufung in die Tarifstelle 12 mit der Gefahrklasse 2,1 hätte sich für denselben Zeitraum ein Bei-

trag von 2.580 Euro ergeben. Da das Zweifache der Beitragsdifferenz von rund 7.250 Euro unter 

dem Mindestbetrag von 15.000 Euro bleibt, war dieser als Streitwert festzusetzen.  
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